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Demokratisierung nach westlichem Vorbild
ist die vielversprechendste Friedens-
strategie, so lautet ein Grundsatz der Frie-
densforschung, den die HSFK überprüfen
will.1  Abgeleitet ist dieser Grundsatz von
der  Theorie des demokratischen Friedens,
die besagt, dass Demokratien zumindest
untereinander keine Kriege führen.2 Die
Wahrscheinlichkeit des Friedens hinge also
davon ab, in welchem Maße weltweit De-
mokratie herrscht und Demokratisierung
– und zwar nach westlichem Modell – ge-
lingt. Angesichts dieser Bedingung wird das
Problem der Friedensforschung auch zu ei-
nem Problem der Demokratisierungs-
forschung. Bevor die Friedensforschung
zeigen kann, ob mehr Demokratisierung
nach westlichem Vorbild zu mehr Frieden

führt, ist die Demokratisierungsforschung
gehalten, eine Antwort auf die Frage zu ge-
ben, wie weit Demokratisierung in den ein-
zelnen Ländern schon gediehen ist.

Doch welcher Maßstab ist dafür geeignet,
das zu beurteilen? Haben westliche Demo-
kratien, ja westliche Demokratisierung tat-
sächlich einen weltweit – auch für den Sü-
den – gültigen Modellcharakter, besitzen sie
also einen universalistischen oder nur ei-
nen partikularistischen Gehalt? Mit ande-
ren Worten: Sind westliche Demokratie und
Demokratisierung ein global anwendbares
Modell oder sind sie vielmehr Ausdruck
einer partikularen Entwicklung, die so nicht
wiederholbar ist? Hier sind die Meinungen
geteilt, nicht nur zwischen Westen und Sü-
den, auch im Süden selbst. Aber selbst wenn
der Westen in dieser Hinsicht für sich Uni-
versalismus beanspruchen kann, entspre-
chen die politischen Regime im Süden auch

Wenn Demokratie tatsächlich das
Regime ist, das die besten Vorausset-
zungen für friedliche Konfliktlösun-
gen bietet, so folgt daraus, dass De-
mokratisierung die beste Friedens-
strategie darstellt. Doch wie hat der
Weg zur Demokratie auszusehen?
Und wie lässt sich messen, wie weit
Demokratisierung fortgeschritten ist?

Können westliche Demokratien als
Vorbilder für „den Süden“ dienen?
Oder hat der Westen einen speziel-
len historischen Weg beschritten, der
so für andere Länder der Welt nicht
wiederholbar ist? Kann der Westen
eine „Messlatte“ für den Süden sein?

Am Beispiel Lateinamerikas stellt
Heidrun Zinecker universalistische
Ansätze auf den Prüfstand, die das
westliche Modell der Demokratie
zum unhinterfragbaren Vorbild für
Entwicklungsländer machen wollen.
Ebenso kritisch betrachtet die Auto-
rin eine extrem partikularistische In-
terpretation westlicher Demokrati-
sierung, wonach diese nur aufgrund
des historisch einmaligen Zusam-
menspiels von politischer Demokra-
tisierung und wirtschaftlicher Ent-
wicklung möglich war und dement-
sprechend Demokratisierungsforde-
rungen zurückgewiesen werden.

Wie sich Demokratisierung und
Entwicklung heute im Süden zuein-
ander verhalten und ob es einen um-
setzbaren Mittelweg zwischen uni-
versalistischen und partikularisti-
schen Interpretationen für den Sü-
den geben kann, zeigt die Autorin auf
vielschichtige und erhellende Weise.

Marlar Kin
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realiter den Kriterien des – polyarchischen,
darüber hinaus aber auch zivilisierten,
rechtsstaatlichen und inklusiven – westli-
chen Demokratie-Modells? In der Demo-
kratisierungsforschung obwaltet in dieser
Hinsicht nach einer anfänglichen Eupho-
rie der „Gründerzeit“ inzwischen Skepsis.
Besteht jedoch zwischen Norm und Reali-
tät eine Differenz, dann ist es notwendig,
deren typologische Spannweite zu umrei-
ßen, die sich in einer „Grauzone“ zwischen
Autoritarismus und Demokratie auftut.
Dazu gibt es bereits einige konzeptionelle
Vorstellungen, doch ist die Debatte noch am
Anfang. Die Friedensforschung muss, wenn
sie sich vom Bestehen einer solchen Kluft
zwischen Norm und Realität überzeugen
lässt und am Universalismus westlicher De-
mokratie- und Demokratisierungsmodelle
orientiert, überprüfen, inwieweit – etwa in
Afghanistan, Kolumbien oder den Philip-
pinen – auch eine hinter dieser Norm zu-
rückbleibende Demokratisierung als Frie-
densstrategie funktioniert.

Der hier vorgelegte Standpunkt hat in-
des ein weitaus bescheideneres Ziel: In ihm
soll lediglich gezeigt werden, wie vielschich-
tig das auf den Süden bezogene Verhältnis
von Universalismus und Partikularismus
westlicher Demokratie- und Demokrati-
sierungsmodelle ist und wie problematisch
daher vorschnell eindimensionale Schlüsse
wären. Dabei soll Universalismus wie Par-
tikularismus zunächst der jeweils allge-
meinste Bedeutungsinhalt zugrunde gelegt
werden: Universalismus wird als Über-
ordnung des Allgemeinen über das Einzel-
ne und Partikularismus als Überordnung
des Einzelnen über das Allgemeine verstan-
den. So breit definiert, ergeben sich vielfäl-
tige Interpretationsmöglichkeiten für die
Pole des zwischen beiden bestehenden
Spannungsfeldes. Ohne dass damit schon
alle Facetten des Verhältnisses ausgeschöpft
würden, sollen in diesem Standpunkt
schlaglichtartig Fragen aufgeworfen wer-
den, die ganz Abstraktes und ganz Konkre-
tes miteinander verbinden: Sind westliche
Demokratie- und Demokratisierungs-
modelle Vorbild oder nur Entwurf? Sind sie
Ideengebäude oder existieren sie real? Wel-
chen räumlichen Brechungen ist ihre Rea-
lisierung im Zeitalter der Globalisierung
unterworfen? Gibt es spezifisch südliche
Pfade zum westlichen Modell und wie sind
sie beschaffen? Und schließlich: Wie breit

ist heutzutage, nach
der „dritten Demokra-
tisierungswelle“, die
Kluft zwischen westli-
chem Modell und süd-
licher Realität und auf
welche Weise könnte
sie überwunden wer-
den?

Unter „Süden“ wer-
den, wie üblich, die
sich auf der südlichen
Halbkugel befinden-
den Entwicklungslän-
der verstanden. Anders
als in den eher ent-
wicklungsökonomisch
orientierten Nord-
Süd-Analysen wird der
Süden jedoch hier
nicht mit dem „Nor-
den“, sondern dem
„Westen“ konfrontiert.
Dabei bezeichnet Wes-
ten natürlich dieselbe
Region wie Norden –
die Industrieländer.
Doch symbolisiert er
weniger deren ökono-
mische als deren politische Spezifik – de-
mokratisch konstituiert zu sein. Obgleich
sein ursprüngliches Pendant, der reale So-
zialismus des Ostens, weggefallen ist, hat
sich der Westen als ein politisch normati-
ver Begriff gehalten und wird gerade in die-
ser Dimension dem „Rest“ der Welt, dar-
unter auch und gerade dem Süden,
gegenübergestellt. Der auf die westliche
Spezifik der Industrieländer gerichtete Fo-
kus dieses Standpunktes schließt indes die
Notwendigkeit ein, deren nördliche Beson-
derheit – einen maßgeblichen sozioökono-
mischen Entwicklungsvorsprung gegen-
über dem Süden zu besitzen – stets
mitzudenken.

Westliche Modelle -
Vorbild oder Entwurf?

Ein erstes Schlaglicht auf den Begriff
„Modell“ erhellt, dass dieser mindestens
zweifach  – sowohl als „Entwurf“ als auch
als „Vorbild“ – übersetzt werden kann. Der
Terminus „Modell“ lässt zunächst offen, ob
Demokratie- bzw. Demokratisierungs-
modelle in ihrem Anspruch nur als mögli-

che Entwürfe gelten können oder ob sich
das eine oder andere von ihnen tatsächlich
vom Entwurf zum normativ geltenden Vor-
bild gemausert hat. Auch das überzeugends-
te Vorbild beginnt seine Karriere als Ent-
wurf. Während die Übersetzung „Entwurf“
offen ist sowohl für einen universalistischen
als auch für einen nur partikularistischen
Gültigkeitsanspruch, setzt die Bedeutung
„Vorbild“ wenigstens in der Tendenz einen
universalistischen Gültigkeitsanspruch.

Zumindest in der politischen Öffentlich-
keit des Westens scheint es unstrittig zu sein,
dass die Demokratie des Westens ein uni-
versal gültiges Vorbild ist. Doch in der
Demokratieliteratur werden immer wieder
Zweifel daran laut, ob sich die Frage nach
der Vorbildhaftigkeit der im Westen gebo-
renen Demokratie überhaupt begründen
lässt. Sie wird als „fachphilosophisch bis
heute umstrittene und vielleicht philoso-
phisch gar nicht zu lösende Frage“3  bezeich-
net, wiewohl gerade dieses Modell
„unangekränkelt von derart Zweifel und
Skepsis fröhlich weiter [...] universalistisch
interpretiert wird.“4  In jedem Fall sollte je-
doch bedacht werden, dass auch Normen

Aufgenommen in einem algerischen Wahllokal. Bild: dpa
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grundsätzlich nur als Entwürfe entstehen
und in einem bestimmten Kontext gewach-
sene soziale Konstrukte sind. Sie können
entsprechend individuellen Präferenzen
genauso angenommen wie verworfen wer-
den und sind auch veränderbar. Diese Ar-
gumente stellen natürlich nicht in Frage,
dass Normen grundsätzlich einen Vor-
bildcharakter besitzen. Zu beantworten ist
vielmehr, ob westliche Demokratievor-
stellungen eine solche Norm darstellen, wie
weit ihr Geltungsbereich zu dimensionie-
ren ist und wovon die Dimension des Gel-
tungsbereiches abhängt.

Diese Frage ist in islamisch oder konfu-
zianisch geprägten Regionen eine andere als
in Lateinamerika. In Asien und Afrika wer-
den die westliche Norm und deren univers-
alistischer Gültigkeitsanspruch vielfach
dezidiert in Frage gestellt, ja es wird „Ent-
westlichung“ gefordert. Unter ganz be-
stimmten historischen Konstellationen, so
etwa in den ostasiatischen „Tigerstaaten“,
war Modernisierung, aber auch Entwick-
lung – zu mehr Wohlfahrt und Verteilungs-
gerechtigkeit – „entwestlicht“ und lange vor
einer Demokratisierung möglich. In Latein-
amerika hingegen, das den konkreten em-
pirischen Hintergrund für die Überlegun-
gen dieses Standpunkts bildet, werden
westliche Demokratienormen nicht nur
von den Machthabern, sondern inzwischen
auch größtenteils von ihren Herausforde-
rern als politikleitend angesehen.

Das in einen „Western non-Western“-
Rahmen gehörende Lateinamerika kann
gerade aufgrund seiner historisch gewach-
senen politischen Nähe zum Westen als je-
ner latecomer in der „Dritten Welt“ betrach-
tet werden, bei dem westliche Standards am
meisten verinnerlicht worden sind. Aber
selbst in diesem Teil des Südens, wo der Ein-
fluss des westlichen Modells tatsächlich im-
mer besonders groß war, erwies es sich nicht
als kohärent: Denn zum westlichen Einfluss
gehören hier nicht nur freiheitliche Verfas-
sungsnormen aus den USA oder Frank-
reich, sondern beispielsweise auch die tra-
dierten Folgen eines mit dem spanischen
Kolonialismus nach Lateinamerika ver-
brachten Monismus, der mit seiner Orien-
tierung auf den einen Gott und den einen
Herrscher einen philosophischen Nährbo-
den für Autoritarismus legte und von dem
die lateinamerikanische politische Kultur
bis zum heutigen Tag geprägt ist. Heute ist

es für diesen Subkontinent gerade wegen
der politischen Nähe bei einer gleichzeiti-
gen ökonomischen Distanz zum Westen
besonders schwierig, westliche Modelle kri-
tisch auf tatsächlich Nutzbringendes her-
auszufiltern und nicht lediglich auf den
Transfer solcher Modelle zu hoffen. Für
indigene Demokratienormen – so etwa das
Rotations- und Konsensprinzip statt des im
Westen üblichen Wahl- und Mehrheitsprin-
zips – wird hier der Gültigkeitsanspruch im
Allgemeinen nur für die lokale oder regio-
nale, nicht aber für die nationale Ebene er-
hoben, wobei jedoch ihre lokale bzw. regi-
onale Umsetzung sogar eine der Garantien
für die Erreichung westlicher Standards auf
der nationalen Ebene sein dürfte. Es wider-
spräche dem pluralistischen Anspruch ei-
ner westlich verstandenen Liberalität, wenn
darin kein Platz wäre für ein indigenes –
im Übrigen in der Regel nicht weniger, son-
dern nur anders demokratisches – Politik-
und Rechtsverständnis.

Westliche Modelle – real
existierend oder Ideengebäude?

Wird Modell als „Vorbild“ definiert, bleibt
die Frage, ob das Vorbild als ein Ideen-
gebäude oder als real existierend angenom-
men werden soll. In einem zweiten Schlag-
licht auf das Spannungsverhältnis zwischen
Universalismus und Partikularismus west-
licher Demokratie- und Demokrati-
sierungsmodelle stellt sich das Problem, ob
letztere nur in den Köpfen kluger Leute im
Westen schön zurechtgedacht wurden oder
bereits existieren und womöglich einfach
kopierbar wären. Für beides gibt es in der
Sozial- und Geisteswissenschaft Verfechter.
Es war der Vater des demokratischen Frie-
dens, Immanuel Kant, der mit seinem ka-
tegorischen Imperativ ein besonders
universalistisches Ideengebäude zum Mo-
dell erhoben hat: Nach ihm soll der Mensch
so handeln, dass die Normen seines
Handelns zum Prinzip einer allgemeinen
Gesetzgebung werden können. Für die De-
mokratie, die nach ihrer ursprünglichen
Definition die „Herrschaft des Volkes“ ist,
gilt erst recht die Normativität des „Unwirk-
lichen“, wie sie für Ideengebäude üblich ist.
Spätestens seitdem in der Demokra-
tietheorie die direkte durch die repräsenta-
tive Demokratie normativ ersetzt wurde,
hat fast jede Bestimmung von Demokratie

Zum Begriff der Polyarchie

Als Polyarchien werden jene politischen Regime
bezeichnet, für die folgende Fragen positiv beant-
wortet werden können*:

1. Werden die Politikentscheidungen der Regie-
rung von gewählten Bürgern kontrolliert
(elected officials)?

2. Finden regelmäßig freie und faire Wahlen statt,
in denen über die zu Wählenden, und zwar
ohne Zwangsausübung auf die Wählerschaft,
abgestimmt wird (free and fair elections)?

3. Haben alle Erwachsenen das Recht (und die
Möglichkeit), an diesen Wahlen teilzunehmen
(inclusive suffrage)?

4. Haben alle Erwachsenen das Recht (und die
Möglichkeit), in diesen Wahlen zu kandidie-
ren (right to run for office)?

5. Haben die Bürger das Recht (und die Mög-
lichkeit), sich frei – ohne die Furcht vor einer
Bestrafung – zu allen politischen Angelegen-
heiten zu äußern, darunter auch die Regie-
rung, das Regime, die sozioökonomische Ord-
nung und die herrschende Ideologie zu
kritisieren (freedom of expression)?

6. Haben die Bürger das Recht (und die Mög-
lichkeit), alternative Informationsquellen zu
suchen; existieren solche Quellen überhaupt
und sind sie durch das Gesetz geschützt (al-
ternative information)?

7. Haben die Bürger das Recht (und die Mög-
lichkeit), unabhängige Organisationen zu
gründen, einschließlich unabhängiger Partei-
en und Interessengruppen (associational
autonomy)?

*nach Robert A. Dahl:
Democracy and its critics.
New Haven/London 1989.
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auch jenen resignativen Churchillschen Un-
terton, nach dem es die schlechteste Regie-
rungsform sei, ausgenommen aller übrigen.

Die viel zitierten US-amerikanischen
Demokratietheoretiker Francis Fukuyama
und Samuel Huntington  haben sich vor
diesem Hintergrund entschlossen, auf an-
spruchsvolle Ideengebäude zu verzichten:
Sie meinen, das Vorbild bereits als Realität
vorzufinden und nehmen die westliche De-
mokratie-Realität als ein solches an. Deren
Vorbildwirkung leiten sie aus dem An-
spruch ab, realiter besser und funktionaler
zu sein als alle anderen Regime-Realitäten.

Für alle, die real existierende Regime zu
werten und deshalb auch jegliche Idee auf
die Realität herunterzubrechen haben, er-
gibt sich die unvermeidbare Gefahr zu ver-
einfachen. Um einer Operationalisier-
barkeit willen werden immer wieder die
ausgefeilten Gedankenkonstrukte auf we-
nige und simplere, das ursprüngliche Ideen-
gebäude nur unvollständig widerspiegeln-
de Kriterien reduziert. Entweder werden
daraufhin, noch immer als Idee, simplere
und anspruchslosere Kriterien an die Rea-
lität angelegt, etwa wenn Demokratie auf
Wahldemokratie reduziert wird oder wenn
die Tatsache, dass ein Zivilist Präsident
wird, schon als Zeichen für den Übergang
vom Autoritarismus zur Demokratie gewer-
tet wird. Oder es wird, wie bei Fukuyama
und Huntington, von vornherein jene im
Vergleich zu jeglicher Idee unvollkomme-
ne Realität zum Modell erhoben, die nach
Meinung dieser Autoren diese Kriterien
noch am besten erfüllt – die westliche. Nach
dieser ersten Minimierung des demokrati-
schen Anspruchs erfolgt dann oft noch eine
zweite, wenn im vorauseilenden Gehorsam
angenommen wird, dass eine Wiederhol-
barkeit westlicher Demokratie-Muster im
Süden nur auf niederer Stufe zu erwarten
ist, weil dieser strukturell ungünstige Vor-
aussetzungen besitzt. Dabei wird davon
ausgegangen, daß in diesem Teil der Welt
die „Demokratie-Latte“ schon von
vornherein niedriger anzulegen sei, weil es
eben der Süden ist, von dem ohnehin nicht
viel – zumindest nicht so viel wie im Wes-
ten – erwartet werden kann.

Die Ablösung von Militärdiktaturen
durch Zivilherrschaft im Süden war natür-
lich demokratiebefördernd, indes für den
einen oder anderen Beobachter gleich so
überwältigend, dass er bis heute darüber

vergisst nachzufragen, wie es denn um die
restlichen Demokratiekriterien bestellt ist.
Dabei geht schon einmal als demokratisch
durch, was in Westeuropa als klar nicht-
demokratisch betrachtet würde: So gilt im
Süden immer wieder Wahlbetrug lediglich
als noch zu verschmerzende Wahl-
unregelmäßigkeit und „Schönheitsfehler“,
was in Europa – man erinnere sich auch an
die Kommunalwahlen vom Mai 1989 in der
DDR – zu Recht als Zeichen für grundsätz-
lich undemokratische Wahlen angeprangert
wurde. Im Westen würden Wahlen
sicherlich kaum als frei und fair gelten,
wenn, wie in der einen oder anderen „neuen
Demokratie“ des Südens längst verstorbe-
ne Personen, gar Ex-Präsidenten, im Wäh-
lerregister auftauchten. Wie würde hier-
zulande bewertet werden, wenn nicht am
Wohnort gewählt werden könnte, weil die
Wahllokale nach dem Alphabet zugewiesen
werden, so dass die Wahlberechtigten oft-
mals mehrere Stunden unterwegs sein
müssten, um zum Wahllokal zu gelangen,
was sie aus finanziellen Gründen oftmals
vermeiden? Wie würde im Westen reagiert
werden, wenn Wahlwerbung noch während
der Wahlen stattfände, ja Wählerstimmen
gekauft werden könnten? Für den Süden,
der zu Zeiten von Militärdiktaturen noch
weitaus schwerer wiegende Zeichen von
Wahlbetrug aufzuweisen hatte, erscheinen
nun diese neuen Verfahrensfehler manchem
„realistischen“ Beobachter auch und gera-
de im Westen als „peanuts“. Im Vergleich
zu jenem demokratischen Anspruch, den
sich die Transitionsstaaten heute selbst stel-
len, sind sie es aber nicht.

Eine solche – zumindest unterschwellig
vorgenommene – Minimierung des demo-
kratischen Anspruchs beruht oftmals gera-
de auf der Anerkennung dessen, dass der
Süden schlechtere Demokratievorausset-
zungen besitzt als der Westen. Wer zur
Historisierung heutiger Politikmuster be-
reit ist, weiß, dass Demokratie als Ergebnis
eines westlichen „Sonderweges“ entstanden
ist. Westlicher „Sonderweg“ bedeutet, dass
hinsichtlich der gegenseitigen Abstützung
von ökonomischer und politischer Moder-
nisierung der Westen und nicht die übrige
Welt die Ausnahme war. Denn es war eine
ganz spezifische historische Konstellation,
die das Gros der Welt nicht hatte, welche
dem Westen sowohl seinen Entwicklungs-
als auch Demokratievorsprung ermöglich-

te. Dieser Sonderweg ist im heutigen Sü-
den nicht mehr gangbar. Das bringt nun
manchen Demokratisierungsforscher dazu,
die westlichen Normen insofern zu „ver-
südlichen“, als er sie auf deren Minimal-
variante zurechtstutzt.

Statt einer Minimierung des demokrati-
schen Anspruchs, um aus dem „Nichts“
doch noch die Demokratie hervorzaubern
zu können, ist eine Spezifizierung westli-
cher Demokratienormen für die einzelnen
Regionen des Südens und eine Kombinati-
on mit den dort entstandenen Normen ge-
fragt. Diese Kombinationen können von
Kontinent zu Kontinent, von Land zu Land
völlig verschieden sein. Für das guatemal-
tekische Chichicastenango wären demokra-
tische Normen gewiss anders zu operatio-
nalisieren als für das afghanische Kandahar,
und für beide Städte anders als für Boston,
USA. Nur eine solche praktische Überset-
zung der Normen in die Realität erlaubt, das
dichotomische Verhältnis von Utopie und
Pragmatismus aufzulösen und sowohl dem
Schicksal der Pragmatiker zu entgehen, die
eine durchaus notwendige Operationali-
sierung der Kategorie „Demokratie“ als eine
notwendige Minimierung des demokrati-
schen Anspruchs interpretieren, als auch
dem Schicksal solcher Utopisten, die eine
solche Operationalisierung ihrem norma-
tiv gesetzten Maximalanspruch opfern.

Vom normativen Gültigkeitsanspruch
des Modells ist folglich der – universale oder
partikulare – reale Geltungsbereich des als
Modell angenommenen Konzeptes zu un-
terscheiden: Es ist also zu fragen, in wieviel
Teilen dieser Welt das schon Wirklichkeit
ist, was als Vorbild definiert wurde. Der
Universalist Fukuyama verneint jede Be-
grenztheit nicht nur des Gültigkeitsan-
spruchs, sondern auch des realen Geltungs-
bereiches westlicher Demokratie: Er
überhöht den „Schneeballeffekt“ der „drit-
ten Demokratisierungswelle“ und versucht
nachzuweisen, dass sein universalistisches
Modell gerade deshalb das „Ende der Ge-
schichte“ markiert, weil es auch realiter be-
reits allgegenwärtig sei. Huntington sieht
dagegen durchaus, dass sich die Norma-
tivität des westlichen Demokratiemodells
nicht in dessen Allgegenwart niederschlägt.
Für ihn hängt das Überleben des Westens
davon ab, „dass die Amerikaner ihre west-
liche Identität bekräftigen und die Westler
sich damit abfinden, dass ihre Kultur ein-
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zigartig, aber nicht universal ist,
und sich einigen, um diese Kul-
tur zu erneuern und vor der Her-
ausforderung durch nicht-
westliche Gesellschaften zu
schützen.“5  Huntington macht
insofern aus der Not eine Tugend,
als er die Allgegenwart des Gel-
tungsbereiches seines Modells
einfach bestreitet und diesen par-
tikularistisch definiert: Nur der
Westen vermag seiner Meinung
nach das Modell auch realiter
durchzusetzen und muss sich
eben deshalb der Angriffe des
nichtdemokratischen östlichen
und südlichen „Restes“ der Welt erwehren.
Huntington, der zudem als Vater der These
von der „dritten Demokratisierungswelle“
gilt, die ja nicht nur den universalistischen
Gültigkeitsanspruch, sondern auch den
universalistischen Geltungsbereich westli-
cher Demokratie bestätigen sollte, wurde
damit seinem eigenen Prinzip untreu.

Ausgewogener und ohne die vormacht-
bewusste Anmaßung der beiden zuvor ge-
nannten Autoren setzt sich Amartya Sen mit
der unvermeidlichen Diskrepanz zwischen
Normativität und Allgegenwart von west-
lichem Demokratiemodell auseinander: Er
bestreitet zwar weder die Möglichkeit eines
normativen noch die eines allgegenwärti-
gen Universalismus. Doch indem er beide
„Universalismen“ nicht eindimensional an
das westliche Modell bindet, westliche
Erfahrungen aber auch nicht aus seinem
Modell ausschließt, findet er sie in jenen
Werten, wie etwa Freiheit oder politische
Partizipation, für die die Menschen seiner
Meinung nach in allen Gesellschaften rea-
liter eintreten. Insofern er diese reale Ge-
meinsamkeit aus allen Kulturen heraus-
filtert, wird für ihn also zumindest ein
Stückchen normativen Universalismus‘
auch zum allgegenwärtigen Universalismus.

Dass das westliche Demokratiemodell,
anders als von Fukuyama angenommen,
realiter bis heute nicht überall umgesetzt ist,
sagt zwar noch nichts darüber aus, ob dies
grundsätzlich nicht doch möglich sein
könnte, es stellt aber zumindest den Auto-
matismus bzw. die Gewissheit der welt-
weiten Missionserfüllung in Frage. Der
hundertprozentige Triumph westlicher
Demokratie ist – nimmt man Japan aus –
auf deren westeuropäische, nordameri-

kanische und australische Ursprungsregion
beschränkt geblieben6, und er vollzog sich,
wie man weiß, auch hier nicht auf einen
Schlag. Nur wenn Demokratisierung
kontextualisiert und historisiert wird, kann
gezeigt werden, dass es (historisch-) struk-
turelle Faktoren gibt, die den Universali-
sierungsanspruch des westlichen Demokra-
tiemodells angreifbar machen und dessen
unzureichende Umsetzung im Süden erklä-
ren. Das heißt, nur wenn gefragt wird, wel-
che Rolle die im Westen spezifischen öko-
nomischen und politischen Bedingungen
bzw. historischen Zusammenhänge für den
Erfolg dortiger Demokratisierung gespielt
haben, und wenn gleichzeitig überprüft
wird, ob und wie das Fehlen dieser Bedin-
gungen im Süden kompensiert werden
könnte, kann herausgefunden werden, ob
westliche Demokratie und Demokra-
tisierung auch im Süden wiederholbar sind.

Dabei sind die Besonderheit und Zufäl-
ligkeit der Ausgangskonstellation für den
politischen Aufstieg Westeuropas und da-
mit auch des westeuropäischen Demo-
kratiemodells zu berücksichtigen: Ange-
sichts des bis 1492 erreichten, ökonomisch
begründeten Machtvorsprungs des Westens
vollzog sich die zu diesem Zeitpunkt begin-
nende Universalgeschichte im engeren Sin-
ne mittels einer „Europäisierung“, also
durch eine Verwestlichung der Welt, die auf
der Vormacht des Westens gegenüber dem
Süden fußte. An der wirtschaftlichen Nach-
holsituation des Südens gegenüber dem
Westen hat sich seitdem nichts geändert.
Gleichzeitig gebiert aber die westliche Norm
die Forderung, der Süden müsse, wenn
schon nicht die entsprechende Entwick-
lung, so doch zumindest eine Demokrati-

Zum Begriff der
Demokratisierungswelle

Der Begriff der „Demokratisierungswelle“ wurde
von Samuel Huntington eingeführt. Die dritte der
„Demokratisierungswellen“ nahm mit der Nelken-
revolution in Portugal 1974 ihren Anfang und er-
fasst seitdem vollzogenen Wechsel von autoritären
bzw. totalitären Regimen.

Samuel Huntington:
The Third Wave: Democratization

in the Late Twentieth Century.
Norman 1991.

Quelle: http://bombi.net/attac
Dt. Fassung: Quetzal. Magazin für Politik und Kultur in Lateinamerika.

11./12. Jahrgang, Heft 33/34, Winter 2002/03
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sierung wie der Westen erreichen. Dies hat
er zu bewerkstelligen, ohne dieselbe öko-
nomische Voraussetzung wie jener zu be-
sitzen, und zudem unter jener subordinier-
ten Position leidend, die er im realen
Machtgefüge gegenüber seinem Vorbild bis
heute hat.

Modelle, so ließ sich zeigen, können also
sowohl aus Ideen als auch aus der Realität
extrahiert werden – und nicht nur aus der
westlichen. Während Modelle als Idee
durchaus vollständig angelegt sein können,
sind sie es in der Realität nie – auch nicht
in der westlichen. Um Normen mit der
Chance auf einen universalen, den Süden
einschließenden Geltungsbereich zu finden,
muss im Westen wie im Süden danach ge-
sucht werden und zwar in den Ideen-
gebäuden genauso wie in der Realität. So
kann eine Schnittmenge jenes Allgemein-
gültigen gefunden werden, das die Würde
und Freiheit des Menschen in den Mittel-
punkt stellt. Eine auf diese Weise gewon-
nene universale Norm ist dann aber auch
unhintergehbar und darf nicht, auch nicht
für den entlegensten Winkel des Südens,
minimiert werden. Dass der Süden bei der
Erfüllung der Norm im Vergleich zum Wes-
ten eine weitaus schlechtere und sich auch
im Zeitalter der Globalisierung nicht ver-
bessernde Ausgangsposition hat, ist ein Di-
lemma, dem er nicht ausweichen kann.

Demokratisierung und
Globalisierung

Ursprünglich hatten universalistischer
normativer Gültigkeitsanspruch genauso
wie realer Geltungsbereich des westlichen
Demokratie- und
Demokratisierungsmodells den National-
staat zum Ausgangspunkt. In seiner Aus-
dehnung galt er traditionell für beides als
das Universum schlechthin. Angesichts der
Globalisierung ist jedoch in einem dritten
Blickwinkel diese räumliche Dimension
von Universalismus und Partikularismus
westlicher Demokratie- und Demokrati-
sierungsmodelle bis zur Weltgesellschaft zu
erweitern, und dies, ohne die inneren räum-
lichen Brechungen des Staates in die
regionale, lokale, ja individuelle Ebene zu
vergessen.

Gegenüber der Weltgesellschaft gilt der
Nationalstaat nur als Partikularum, wäh-
rend er im Verhältnis zur Region, zum Ort

oder gar zum Individu-
um als Universum gilt.
Diese Relationalität ver-
schwindet auch im Zeit-
alter der Globalisierung
nicht. Das heißt, Glo-
balisierung verdrängt
trotz der ihr eigenen
universalistischen Ten-
denz die – national-
staatlichen, regionalen,
lokalen und individuel-
len – Partikularismen
nicht. Sie erweitert den
Grad des Universalitäts-
anspruchs, bringt aber
gleichzeitig neue Frag-
mentierungen ein, so-
dass auf der globalen
Ebene die Kluft zwi-
schen Norm und Reali-
tät sogar noch größer ist
als auf der nationalen.

Inwiefern das bisheri-
ge Axiom „ohne den
bzw. außerhalb des
Container(s) National-
staat [gibt es] keine De-
mokratie“7 gilt, ist bekanntermaßen höchst
umstritten. Wird angesichts von Globalisie-
rung die Gültigkeit dieses Axioms in Zwei-
fel gestellt, bleibt natürlich immer noch die
Frage, ob die den Nationalstaat entgren-
zende Globalisierung eher Homogenisie-
rung und damit Universalisierung oder eher
Fragmentierung, d.h. Partikularismus, von
Demokratien und Demokratisierungspro-
zessen befördert. Vollzöge sich Globali-
sierung ausschließlich als Homogenisie-
rung, würde sich die Nachholsituation bzw.
der Entwicklungsrückstand des Südens und
Ostens gegenüber dem Norden und Westen
von selbst aufheben. Fände Globalisierung
ausschließlich als Fragmentierung statt,
würde sie den Entwicklungsrückstand nicht
nur vertiefen, sondern auch geographisch
ausbreiten.

Hier wird davon ausgegangen, dass sich
Globalisierung als Homogenisierung und
Fragmentierung vollzieht. Transnationale
Fragmentierung ist Bestandteil und nicht
Gegenstück zur Globalisierung. Im Zuge
von Globalisierung verschwindet also we-
der Partikularismus noch Universalismus,
stattdessen entstehen „nur“ neue Verknüp-
fungen. Ein Universalismus als Aufhebung

von Fragmentierung wäre auf der globalen
Ebene nur möglich, wenn sich neben Fi-
nanzmärkten, Kommunikationsnetzen,
global governance etc. auch die Verhand-
lungsmacht von Arbeit entsprechend
transnationalisieren und gerade im Süden
stärken würde. Das wäre möglich, wenn die
Marginalitätsschwelle8 global, und natürlich
vor allem im Süden, angehoben würde, sich
also auch die Verhandlungsmacht von Ar-
beit transnationalisierte und dadurch welt-
weit stiege.

Insbesondere bei unvollendeter Natio-
nenbildung, aber auch bei unvollendeter
oder in Frage gestellter Staatenbildung, wie
sie für weite Teile des Südens typisch sind,
bewirkt die im Zuge der Globalisierung auf-
tretende neue Fragmentierung auch neue
regionale und lokale Zersplitterungen und
somit auch völlig neue Partikularismen
(Ethno-Nationalismen, Regionalismen etc.)
innerhalb der staatlichen Grenzen. Es ist zu
bezweifeln, dass die Vollendung von Staats-
werdung einfach zu überspringen ist, etwa
weil die Globalisierung jeglichen Staat
ohnehin zerfallen lasse. Denn der demokra-
tische Nationalstaat ist als Vermittlungs-
glied zwischen der supranationalen Glo-

Soldaten in Urubá, Kolumbien. Foto: Jesús Abad Colorado; aus:
Bitácora, Año 2, No. 3, Octubre 1996.
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balisierungsebene und der subnationalen
Regionalisierungsebene von eminenter Be-
deutung. Durch Globalisierung vollziehen
sich neue Fragmentierungen von staatli-
chen Binnenräumen. Das heißt, es findet
auch eine neue Eingrenzung von subnatio-
nalen Regionen – etwa durch die maquila9

und damit eine regionale Ausgrenzung von
nationalen Entwicklungs- und Demokra-
tisierungsprozessen statt. Das im Zuge der
Globalisierung, insbesondere von NAFTA,
vereinnahmte Chiapas in Mexiko ist in die-
sem Sinne möglicherweise nur ein Vorbote
von Künftigem: Infolge der Rücknahme
von Rechten, die den indígenas einst durch
die Verfassung von 1917 zugesichert wor-
den waren, hat sich mit dem EZLN eine
Guerilla mit einem regional-indigenen wie
auch „intergalaktischen“ Anspruch  konsti-
tuiert. Doch bedeutet die Vernetzung zu ei-
ner globalen Zivilgesellschaft auch die Ver-
netzung sämtlicher Defizite der – oftmals
desorganisierten, gewaltträchtigen, mafioti-
schen etc. – nationalen Zivilgesellschaften
und nicht, wie immer wieder angenommen,
notwendigerweise eine „Globalisierung des
Demokratischen“.

Das Individuum ist im Vergleich zu glo-
balen, nationalen, regionalen und lokalen
Geltungsbereichen universalistischer Mo-
delle das Partikularum schlechthin. Es kann
sich aber der Wirkungsweise keines dieser
Geltungsbereiche entziehen, die es konzen-
trisch umhüllen bzw. sich auf höchst kom-
plizierte Weise untereinander und mit ihm
verflechten. Das Individuum Pablo García
etwa, seines Zeichens kolumbianischer
Kokabauer aus der Region Putumayo, wüss-
te gewiss ein trauriges Lied davon zu sin-
gen, wie sich auf sein – partikulares – Le-
ben die für ihn universalistisch daherkom-
mende Verflechtung von globaler Drogen-
ökonomie, unvollendeter Staat- und
Nationenwerdung, regionaler Guerilla-
Macht und lokaler Überwachung durch die
orejas (Ohren) der paramilitares und inzwi-
schen auch der Regierungs- armee auswirkt.
Wenn sich Demokratie nur aufgrund der
praktisch wirksamen Einsicht ihrer Bürger
entwickeln kann10, der Bürger Pablo García
aber die reale Demokratie auf allen Ebenen
als höchst defizitär empfinden muss, und
es zu bezweifeln ist, dass er unter diesen Be-
dingungen westliche Demokratie-Normen
verinnerlichen kann, so fragt sich, ob sich
der Geltungsbereich der westlichen Demo-

kratie-Norm überhaupt einmal auf das In-
dividuum Pablo García wird ausdehnen
können. Damit bekommt die Demokratie
noch eine zusätzliche partikularistische Di-
mension, denn in Putumayo, das heißt an
der Peripherie der Peripherie, bündeln sich
alle – globalen, nationalen, regionalen und
lokalen – Defizite, und sie senken sich alle-
samt auf die Schultern des Individuums Pa-
blo García nieder, der aber gleichwohl,
zusammen mit seinen Mitbürgern, die Ver-
antwortung für das Ausbrechen aus diesem
Teufelskreis tragen soll.

Jegliche Norm muss sich in ihrer Reali-
sierung den verschiedensten räumlichen
Brechungen stellen. Sie kann sich, will sie
ihren Gültigkeitsanspruch in einem
möglichst breiten Geltungsbereich einkla-
gen, nicht nur auf eine, die national-
staatliche, Ebene beschränken, genausowe-
nig wie sie den Nationalstaat als einen
zentralen Fixpunkt ignorieren darf. Ein
Pablo Garcia wird so lange überfordert sein,
westliche Normen zu verinnerlichen, solan-
ge er nicht spürt, dass diese Normen auch
für ihn, seinen regionalen und vor allem
lokalen Umkreis Realität werden sowie Vor-
teile mit sich bringen könnten und dass sein
Engagement dafür gefragt ist. Dafür muss
er als citoyen, aber auch als Produzent und
Konsument – vorzugsweise legaler Güter –
gestärkt werden. Gerade hierbei könnte der
Westen seinen Vorbildanspruch einlösen,
indem er Pablo García hilft, selbst Vorbild
sein zu können und sich am eigenen Schopf
aus dem Sumpf, oder besser gesagt, dem Di-
ckicht seiner Kokaplantage herauszuziehen.

Südliche Pfade zum westlichen
Modell?

   Nun bleibt an vierter Stelle die Frage, auf
welchen Wegen der Süden zur Verwirkli-
chung dieser Modelle gelangen kann. Die
Modernisierungs- und Demokratisierungs-
literatur hat dafür einen spezifischen Begriff
parat: den der Pfade. Wird Modernisierung
analytisch in (politische) Demokratisierung
sowie (sozioökonomische) Entwicklung ge-
trennt, so ergibt sich die Frage, inwiefern
Entwicklungs- und Demokratisierungs-
pfade in ihrem Geltungsbereich verwandt
bzw. unterschiedlich sind. Nur wenn die
Pfade weder identisch noch beziehungslos
zueinander sind, kann festgestellt werden,
in welchem – universalistischen oder par-

Zum Begriff der Hybridität

Während der Terminus „Hybrid“ in der Moleku-
larbiologie bzw. Medizin, woher er stammt, nichts
weiter bedeutet als „Mischling“ bzw. ein im Ergeb-
nis einer Kreuzung von zwei genetisch verschiede-
nen Individuen gezeugter Nachkomme, verliert er
im kulturtheoretischen Diskurs der Postmoderne
diese Eindeutigkeit. Denn hier sind schon die zur
Mischung zusammengeführten Elemente in ihren
Grenzen nicht exakt bestimmbar, und das entste-
hende Gemisch kann umso mehr nur fließend und
ungefähr sein.

Konzepte hybrider Kulturen entwickeln u.a. folgen-
de Autoren:

Nestor García Canclini: Culturas híbridas. Estra-
tegias para entrar y salir de la modernidad.
México D.F. 1990.

José  J. Brunner: El espejo trizado. Santiago de Chile
1988.

Irmela Schneider: Von der Vielsprachigkeit zur
„Kunst der Hybridation“. Diskurse des Hybri-
den. In: Irmela Schneider/Christian W.
Thomsen (Hg.): Hybridkultur. Medien – Net-
ze – Künste. Köln 1997.

Zum Begriff der hybriden Regime

Der postmoderne kulturtheoretische Diskurs ist für
die Regime-Diskussion insofern wertvoller, als es
auch bei Regimen um die Kombination von aus un-
terschiedlichen Zeiten stammenden Organisations-
formen und eigentlich nicht um eine in einem ein-
zigen Moment und nur aus zwei Komponenten
vorgenommene Kreuzung geht. Der biologisch-me-
dizinische Ansatz ist wiederum darin nützlich, als
er innerhalb der neu entstandenen Kombination
die Abgrenzungen der „gekreuzten“ Segmente und
auf dieser Basis die Vermischungen und deren Seg-
mente herausfinden will und nicht von vornherein
nur „Verwischungen“, „Fließendes“ oder „Ungefäh-
res“ antizipiert.

Zu hybriden Regimen sei auf folgende Texte ver-
wiesen:

Terry L. Karl: The Hybrid Regimes of Central
America. In: Journal of Democracy, 6 (1995)
1, S. 72-86.

Friedbert W. Rüb: Hybride Regime: Politik-
wissenschaftliches Chamäleon oder neuer
Regimetypus? Begriffliche und konzeptionel-
le Überlegungen zum neuen Pessimismus in
der Transitologie. In: Petra Bendel/Aurel Crois-
sant/Friedbert W. Rüb (Hg.): Zwischen Demo-
kratie und Diktatur. Zur Konzeption und Em-
pirie demokratischer Grauzonen. Opladen
2002, S. 99-118.

Larry Diamond: Elections without Democracy.
Thinking about Hybrid Regimes. In: Journal
of Democracy, 13 (2002) 2, S. 21-35.
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tikularistischen – Verhältnis die beiden Pfa-
de zueinander stehen. Während das Ziel –
Wohlstand und Demokratie – als universal
gelten kann, zeichnen sich die Pfade dahin
durch eine Pluralität von Partikularitäten aus.

Entwicklungspfade dürfen allein schon
deshalb nicht mit Demokratisierungs-
pfaden gleich gesetzt werden, da es teleolo-
gisch aussagen würde, dass jeder Ent-
wicklungspfad zwanghaft zur Demokratie
führen muss. Ein Entwicklungspfad kann,
aber muss nicht zugleich Demokratisie-
rungspfad sein. So mussten oder müssten
beispielsweise oligarchisch bestimmte und
gleichzeitig von Gewalt geprägte Entwick-
lungspfade, wie sie in vielen lateinamerika-
nischen Ländern auch noch im 20. Jahrhun-
dert beschritten wurden, abgebrochen wer-
den, um Demokratie zu ermöglichen.
Zudem ignorierte die Gleichsetzung von
Entwicklungs- und Demokratisierungs-
pfad, dass der Entwicklungspfad viel nach-
haltiger ist als der Demokratisierungspfad
und letzteren auch ausbremsen kann. Ein
solcher Partikularismus des Demokrati-
sierungspfads im Vergleich zum Entwick-
lungspfad ist auch deshalb anzunehmen,
weil im Vergleich zum ökonomischen
Rückstand des Südens gegenüber dem We-
sten der Demokratie-Rückstand des Südens
geringer geworden ist. Davon wäre abzu-
leiten, dass unter der gegenwärtig dominie-
renden geringen Beschleunigung von Ent-
wicklung im Süden der Entwicklungspfad
länger als der Demokratisierungspfad ist
bzw. sich auch stärker vom westlichen Mo-
dell unterscheidet als der Demokra-
tisierungspfad. Nur durch die Trennung
von Entwicklungs- und Demokrati-
sierungspfad kann auch erhellt werden, dass
Demokratisierung im Süden im Unter-
schied zum Westen der ökonomischen Ent-
wicklung (von einigen Ausnahmefällen ab-
gesehen) vorausgeeilt ist und als spezifi-
scher politischer Integrationsmodus auf der
politischen Ebene etwas vorwegnehmen
kann, was auf der ökonomischen Ebene von
Entwicklung noch nicht gegeben ist –
marktwirtschaftliche Vergesellschaftung
und Beseitigung von Marginalität. Eine völ-
lig andere Frage ist, wie weit dieser Vor-
sprung der Demokratisierung gegenüber
der Entwicklung gehen, wie lange er halten
kann und inwieweit er auch tatsächlich für
die Beförderung von Entwicklung nutzbar
ist.

Zur Auflösung des „Henne-Ei-Problems“
von Entwicklung und Demokratisierung
haben Crawford Macpherson und Amartya
Sen unabhängig voneinander Anregungen
geliefert: Beide betrachten sozioökonomi-
sche und politische Entwicklung als glei-
chermaßen wichtig, ohne jedoch sozioöko-
nomische Charakteristika in den politi-
schen Regime-Begriff „hineinzupacken“.
Macpherson hat ein, so soll dies hier be-
zeichnet werden, „Reißverschlussprinzip“
entwickelt. Danach kann sowohl auf poli-
tischer als auch auf sozioökonomischer
Ebene sukzessive, wechselseitig und jeweils
unvollständig Wandel vonstatten gehen und
Wandel auf der jeweils anderen Ebene be-
fördern11 . Auf diese Weise zöge sich der
Reißverschluss zu.

Armatya Sen hat hingegen das „Hebel-
prinzip“ kreiert, demnach in Entwicklungs-
ländern die vom westlichen Modell vor-
gelebte Reihenfolge der Sequenzen von „fit
for democracy“ für das 20. Jahrhundert in
„fit through democracy“ umzukehren
wäre.  Sen hebt die „instrumentelle Rele-
vanz“ von Demokratie als politischen An-
reiz für die Verantwortlichkeit von Re-
gierungen und ihre „konstruktive Rolle“ bei
der Wertebildung und dem Verständnis von
Bedürfnissen, Rechten und Pflichten
hervor. Da Demokratie ein „forderndes Sys-
tem“ sei und gleichzeitig eine „Schutz-
funktion“ besitze, sei sie gerade für die Ar-
men, für ihr empowerment, von Relevanz,
weil durch ein empowerment der
Unterschichten längerfristig das Fließ-
gleichgewicht von Nachfrage und Angebot
herzustellen wäre: „People in economic
need also need a political voice. Democracy
is not a luxury that can await the arrival of
general prosperity.“12

Rekurriert der sich dem Westen zuwen-
dende Macpherson stärker auf die Gleich-
zeitigkeit von Demokratisierung und Ent-
wicklung, konstatiert Sen sowohl im Wes-
ten als auch im Süden die Ungleichzeitigkeit
beider Prozesse, wobei er Demokratie und
Demokratisierung die Vorläuferfunktion
zuschreibt. Sens „Hebelprinzip“ und
Macphersons „Reißverschlussprinzip“ sind
miteinander kombinierbar: Von Sen wäre
der Gedanke zu übernehmen, dass De-
mokratisierung über weite Strecken trotz
Armut machbar und zur Beseitigung von
Armut nützlich ist. Macpherson regt da-
durch an, dass bei ihm nicht die Vollendung

des einen Wandels Voraussetzung für an-
deren Wandel ist, sondern daß beide Pro-
zesse parallel mit temporären Vorteilen für
jeweils den einen oder anderen Wandel ab-
laufen können, sodass der jeweilige Vorteil
des einen für die Überwindung eines Nach-
teils im anderen Wandel fruchtbar gemacht
werden kann. Sens „Hebelprinzip“ funktio-
niert auch innerhalb von Macphersons
„Reißverschlussprinzip“, ja an dessen Be-
ginn: Denn der erste vorstehende „Zacken“
im Reißverschluss ist demokratischer Fort-
schritt, der gewissermaßen in das erste
„Loch“ – des sozioökonomischen Rück-
stands – einrastet. Dabei bildet die Kombi-
nation von politischer und ökonomischer
Partizipation jenen „Zipper“, mit dem der
Reißverschluss zugezogen werden könnte.

Noch ist empirisch nicht zu belegen, ob
sich die im Ergebnis von Demokratisierung
herausgebildeten und nicht vollständig
demokratischen Regime im Gefolge des
„Reißverschluss“- bzw. „Hebelprinzips“
komplettieren können, weil sich die Unter-
schichten ihr über den politischen „Hebel“
der Demokratisierung erreichtes empower-
ment nicht mehr nehmen lassen und nun
zur Eindämmung von Marginalität einset-
zen. Dies ist aber denkbar. Gelingt das nicht,
so kann sich bei den Unterschichten das neu
errungene empowerment auch mit neuen
Frustrationen verbinden, was sich dann in
bisher ungekannten, alternativen Demokra-
tisierungs-, aber auch in Entdemokratisie-
rungspfaden Bahn brechen könnte.

Westliche Modelle - Südliche
Realitäten: Wie breit ist die
Kluft?

Es können also viele Pfade zur Realisierung
von Modellen jenseits von deren Geburts-
ort führen. Gleichwohl sind sie nicht belie-
big: Der Pfad zur Demokratie ist vom
Entwicklungspfad eines Landes abhängig,
muss diesen aber, will er zur Wirkung kom-
men, gleichzeitig aufbrechen. Er besitzt also
die Funktion eines „Renegaten“ des insge-
samt trägeren Entwicklungspfades. Ist es
ihm gelungen, den Entwicklungspfad auf-
zubrechen, besitzt er die historische Aufga-
be, die Bresche für einen neuen Ent-
wicklungspfad zu schlagen. Der Demo-
kratisierungspfad ist also gewissermaßen
der „Pfadfinder“ des neuen Entwicklungs-
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Entwicklung durch
Demokratisierung

Throughout the nineteenth century theorists of
democracy found it quite natural to discuss
whether one country or another was fit for
democracy. This thinking changed only in the
twentieth century, with the recognition that the
question itself was wrong: A country does not have
to be deemed fit for democracy; rather, it has to
become fit through democracy. This is indeed a
momentous change, extending the potential reach
of democracy to cover billions of people, with
their varying histories and cultures and disparate
levels of affluence (Hervorhebung im Original –
H.Z.).

Amartya Sen:
Democracy as a Universal Value.

In: Journal of Democracy. 10 (1999) 3, S. 4.

Weiterführende Literatur:

Francis Fukuyama: Das Ende der Geschichte.
München 1992.

Samuel P. Huntington: Kampf der Kulturen. Die
Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhun-
dert. Wien 1998.

Crawford B. Macpherson: The Life and Times of
Liberal Democracy. Oxford 1977.

Wolfgang Merkel: Defekte Demokratien. In: Wolf-
gang Merkel/Andreas Busch (Hg.): Demokratie in
Ost und West, Frankfurt a.M. 1999, 
S. 361-381.

Wolfgang Merkel/Aurel Croissant: Formale und
informale Institutionen in defekten Demokrati-
en. In: Politische Vierteljahresschrift, (2000) 1, S.
1-33.

Harald Müller: Antinomien des demokratischen
Frieden. In: Politische Vierteljahresschrift, 43
(2002) 1, S. 46-81.

Harald Müller: Sind Demokratien wirklich fried-
lich? HSFK-Standpunkte 2/2001.

Bruce Russett: Grasping the Democratic Peace.
Principles for a Post-Cold War World. Princeton
1993.

Amartya Sen: Democracy as a Universal Value. In:
Journal of Democracy. 10 (1999) 3, S. 4-13.

pfades, der dann seinerseits einen enormen
Vorteil besäße: Er wäre von Anbeginn de-
mokratisch und hätte somit alle Freiheit,
den neuen Entwicklungspfad auf den Pfad
auch der übrigen Tugenden menschlicher
Entwicklung zu führen – zu Wohlfahrt und

Verteilungsgerechtigkeit.

In der Realität ist die Demokratisierung im
Süden zumindest bis jetzt zumeist vor der
Erreichung des normativ gesetzten Ziels
„westlicher Demokratie“ stecken geblieben.
Dieses Eingeständnis ist im Vergleich zu den
Hoffnungen, die einst die „dritte Demokra-
tisierungswelle“ geweckt hat, trübe, im Ver-
gleich zum status quo ante jedoch erfreu-
lich. Zwischen westlicher Norm und südli-
cher Realität besteht aber nach wie vor eine
Kluft, wenn sie auch kleiner geworden ist.
Die Kluft wird in der Demokratisierungs-
literatur als „Grauzone“ zwischen Autorita-
rismus und Demokratie bezeichnet. In die-
ser „Grauzone“ werden von den einen
Demokratisierungsforschern „defekte De-
mokratien“, von den anderen „Regime-Hy-
bride“ und von den dritten gar nur ein
„competetive authoritarianism“ ausge-
macht. In allen drei Fällen jedoch sprechen
die Ergebnisse zwar von beendeten, aber
nicht von vollendeten Transitionen, was im-
pliziert, dass noch Transitionsbedarf be-
steht, die Transition zur Demokratie also
noch fortschreiten müsste. Die hier unter
einem fünften und letzten Gesichtspunkt zu
stellende Frage nach dem Spannungsfeld
zwischen Universalismus und Partikularis-
mus westlicher Demokratie- und Demo-
kratisierungsmodelle ist nun, ob diese
„Grauzone“ eine partikulare und gleichzei-
tig schnell vergängliche oder eine univer-
sale (sich universalisierende) und verstetigte
(sich verstetigende) Erscheinung ist. Vieles
deutet darauf hin, dass sich im Süden ge-
genwärtig, als Ergebnis bisheriger Demo-
kratisierungsprozesse, statt Demokratie die
„Grauzone“ zwischen Autoritarismus und
Demokratie universalisiert. Innerhalb der
„Grauzone“ avanciert zur Zeit gerade der
Regime-Hybrid, der aus demokratischen
und aus nichtdemokratischen Segmenten
besteht, immer mehr vom partikularen zum
universalen Regimetypus. Was aber bedeu-
tet Regime-Hybrid in der politischen Rea-
lität des Südens?

Für Pablo García im kolumbianischen
Putumayo, dem von seiner Regierung und
diversen Demokratie-Indizes immer wieder

bedeutet wird, er lebe in einer „richtigen“
Demokratie, zeigt sich die Hybridität „sei-
nes“ politischen Regimes darin, dass er so-
wohl demokratische als auch nichtdemo-
kratische Räume um sich hat. Das lässt ihn
zwar einerseits freier sein als etwa seinen
Vater, der noch die Erfahrung einer Mili-
tärdiktatur gemacht hatte. Andererseits hat
die Sache aber immer dann, wenn Pablo
seine Freiheit ausprobieren will, einen Ha-
ken: Für Pablo machen Zivilisten und nicht,
wie zu Zeiten seines Vaters, ein General die
Landespolitik, und auch die politischen Ge-
schicke seines Dorfes leiten Zivilisten. Doch
wenn der Ausnahmezustand verkündet
wird oder wenn sich der Bürgermeister von
Guerilla und/oder paramilitares bedroht
sieht und flieht, kann sich das ganz schnell
ändern. Dann bestimmen wieder Unifor-
men die Amtsstuben. Daran, dass das Koka-
feld, seine einzige Einnahmequelle, mit Pes-
tiziden bestreut wird und darüber immer
wieder gepanzerte Armeehubschrauber
kreisen, ist Pablo ohnehin gewöhnt. Aber
Pablo könnte ja in Wahlen deutlich machen,
dass er lieber einen solchen Präsidenten
sähe, der der Armee die Besprühung seines
Feldes versagte. Und er besitzt tatsächlich
die Auswahl zwischen zig Parteien.
Vielleicht hat er ja Glück, und der Weg zur
Wahlurne ist nicht weit, und er braucht
keinen Bus, dessen Nutzung ihm teurer
käme als ein Tagesverdienst. Glücklich im
Wahllokal gelandet, sollte er sich jedoch
genau überlegen, ob er sein Kreuzchen hin-
ter eine von den traditionellen Parteien ver-
schiedene politische Kraft setzt – würde sie
zu stark, könnte es sein, dass ihre Kandida-
ten das nicht überleben. Würde Pablo selbst
für eine dieser Parteien aktiv werden, könn-
ten die paramilitares denken, dass er ein
Guerrilla-Sympathisant sei, was dann auch
für ihn nichts Gutes bedeutete. Sollte seine
Sympathie jedoch einer traditionellen Par-
tei gelten und er mit ihr gar einen bestän-
digen Kontakt wünschen, so wäre ihm zu
raten, dies in alter klientelistischer Manier
unter Anbietung des einen oder anderen
Dienstes zu tun. Auf keinen Fall dürfte er
erwarten, dass es eine kontinuierliche Par-
teiarbeit gebe, an der er als ein gleichbe-
rechtigtes Mitglied regelmäßig und selbst-
bestimmt teilhaben könnte. Natürlich kann
Pablo, wenn er von paramilitares, Guerrilla
oder auch Kriminellen bedroht wird, die
Justiz zur Strafverfolgung anrufen. Aber er
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muss fest damit rechnen, dass es entweder
Jahre dauert, bis sein Fall bearbeitet wird,
oder dass dieser gänzlich der Straflosigkeit
anheimfällt. Wenn Pablo denn lesen könn-
te, die Journalisten keine Angst vor der Pu-
blikation der Wahrheit haben müssten,
wenn zudem alle – auch die alternativen –
Zeitungen sein Dorf erreichten und wenn
schließlich Pablo das Geld für einen
Zeitungskauf abzweigen könnte, verfügte er
über die Möglichkeit, Informationsfreiheit
zu genießen. Aber er hat ja in jedem Fall
das Fernsehen – dem Abzapfen zentraler
Strommasten sei Dank – bei dem er sowie-
so davon verschont bleibt, hören zu müs-
sen, dass nicht alles Demokratie ist, was ihn
umgibt. Natürlich könnte Pablo, etwa wenn
er sein Kokafeld und damit seine Existenz-
grundlage verlöre, in die Guerilla gehen. Da
hätte er wenigstens sein Auskommen. Dort
würde er nun aber genau die umgekehrte –
allerdings ebenso einseitige - Erfahrung
machen: Er würde hören, dass alles, aber
auch alles, was ihn umgibt, das Gegenteil
von Demokratie sei. Nach demokratischen
Handlungsspielräumen zu fragen, so wür-
de ihm erklärt, wäre unsinnig, denn das ge-
samte Regime sei autoritär, ja faschistisch.
Aber auch das irritierte Pablo, denn er kann
ja unter verschiedenen politischen Optio-
nen wählen, gewählt werden, sich organi-
sieren, alternative Informationen bekom-
men, sich ohne die Furcht vor einer
Bestrafung – zumindest durch den Staat –
zu allen politischen Angelegenheitenäußern
usw. usf., wenn die Sache nicht jene Haken
hätte – und damit begänne die Geschichte
von vorn.

In die trockene Sprache der Demokratie-
forschung übersetzt, widerspiegelt Pablos
realer ambivalenter politischer Kontext und
sein Problem, sich weder für die Sicht der
Regierung – das kolumbianische Regime sei
rundum demokratisch – noch für die der
Guerilla – es sei rundum nichtdemokratisch
– entscheiden zu können, ein reales Re-
gime-Phänomen. Dieses kann mit dem Be-
griff „Hybrid“ am besten gefasst werden. In
Kolumbien, Pablos Vaterland, vereint das
Regime-Hybrid polyarchische, also demo-
kratische, mit violenten, nichtrechtsstaat-
lichen, exklusiven, also nichtdemokra-
tischen, Segmenten.

Durch die Anerkennung von Regime-Hy-
briden als eigenständigem Regimetypus ist
es nicht nur möglich, den Regimeübergang

als widersprüchlichen, voranschreitenden
und zurückrollenden, in jedem Fall länger
dauernden, oftmals unvollendeten Prozess
zu begreifen, sondern auch über die binäre
Logik von Autoritarismus und Demokra-
tie hinauszugehen. Eine solche binäre Lo-
gik ignoriert, dass in Regime-Hybriden ne-
ben Verzahnungen und Vermischungen au-
toritärer und demokratischer Segmente
auch nichtdemokratische Segmente, die
aber gleichzeitig auch nichtautoritäre Seg-
mente sind, eingebunden sein können. Sie
assimilieren sich auch nicht notwendiger-
weise und werden nicht völlig – in einer
Synthese – aufgehoben. Insofern gilt weder,
dass dort, wo kein autoritäres Segment ist,
sich zwangsläufig ein demokratisches be-
findet, noch, dass Regime-Hybride auf die
Kombination von Komponenten eines au-
toritären und eines demokratischen Re-
gimes reduzierbar sind. Vielmehr entsteht
dabei eine Mischung konstanter konträrer
Segmente. Aber auch die Segmente selbst
ändern sich, und in der neuen Mischung
kommen ihrerseits neue Misch-Segmente
auf. Es ergeben sich also Hybride im Hy-
brid. Diese matrjoschka-ähnliche Segmen-
tierung von Hybriden in Hybrid-Hybride
zeigt an, dass mit der Kategorie „Hybrid“
nicht das Verhältnis von Form und Inhalt
bzw. von formaler und substanzieller De-
mokratie gemeint ist, in dem die Demokra-
tie nur die formale Hülle eines nichtdemo-
kratischen Inhalts
wäre. Angesprochen
ist vielmehr, wie am
Schicksal Pablo
Garcías gezeigt, eine
Ineinander-Schach-
telung von demo-
kratischen und
nichtdemokrat i-
schen Inhalten. Für
innerstaatliche Frie-
densverhandlungen
ist es beispielsweise
ein Unterschied, ob
nur die Ausräu-
mung hinter-
gehbarer Defekte
von Demokratie oder, weil die Defekte den
Mechanismus „Demokratie“ gänzlich außer
Kraft setzen, die Überwindung von Auto-
ritarismus oder eines Regime-Hybrids und
die Fortführung der Demokratisierung zur
Demokratie auszuhandeln ist. Der

Verhandlungskompromiss besäße jeweils
eine völlig unterschiedliche Tiefe.

Wenn anerkannt wird, dass innerhalb der
„Grauzone“ zwischen Autoritarismus und
Demokratie und auch innerhalb von Re-
gime-Hybriden selbst viele verschiedene
„Graustufen“ existieren dann kann davon
ausgegangen werden, dass auch der Süden
seine eigenen Vorbilder produziert. Natür-
lich besaß für Nikaragua, El Salvador und
Guatemala vor der dortigen Transition so-
wohl die Demokratie als auch der Jahrzehn-
te währende Frieden in Costa Rica Vorbild-
charakter. Wenn sich die Genese der
„Musterdemokratie“ Costa Rica weitaus
weniger von den zentralamerikanischen
Nachbarstaaten unterschied als die
Demokratisierung Westeuropas oder der
USA, dann kann dieses Land auch als ein
näheres, weil indigeneres Vorbild gelten.
Das Beispiel Costa Rica hülfe also als „Brü-
cke“, jenen Teil des westeuropäischen bzw.
nordamerikanischen Demokratie-Modells
herauszufiltern, der zumindest für Zentral-
amerika als universalistisch gebraucht wer-
den kann. Vorbildhaftigkeit eines Modells
ergibt sich also nur im Vergleich. Wird aber
der Vergleich von vornherein auf den We-
sten eingeschränkt, also partikularistisch
und nicht universalistisch konzipiert, dann
fallen andere potenzielle Universalitäten als
Vergleichsmaßstab weg, was das Gesichts-
feld entscheidend einengt.

Die Kluft zwischen westlichen Demokratie-
Modellen und südlicher Realität ist schma-
ler geworden, wenn auch noch bei weitem
nicht überwunden. Doch durch die Verrin-
gerung der Regime-Kluft hat die Demokra-
tisierung im Süden immerhin mehr erreicht

„Dass der Frieden mit uns sei“: Dieses Transparent wurde vor Notunterkünften in
Nikaragua aufgenommen.
Foto: Michael Kottmeier; aus: Falsch belichtet. Nicaragua im eurofotografischen Blick,
hrsg. von der Neuen Gesellschaft für Bildende Kunst, Berlin 1991.
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Wie im Westen so im Süden?

als ihr sozioökonomisches Pendant, die
Entwicklung. Natürlich sind Regime-Hyb-
ride, die hier im Mittelpunkt standen, nicht
die einzige Regime-Realität im Süden. Es
gibt auch dort „vollständige“ Demokrati-
en, ob in Costa Rica, Uruguay, Botswana
oder Mauritius. Auch defekte Demokrati-
en sind anzutreffen, etwa in Brasilien, Chi-
le, Bolivien oder Namibia. Und es gibt Re-
gime-Hybride, die ihrerseits so viele Defekte
aufweisen, dass das Substantiv „Demokra-
tie“ durch die übergroße Macht des Adjek-
tivs „defekt“ in Frage gestellt ist, aber auch
ohne dass alle konstitutiven Merkmale für
Autoritarismus Erfüllung fänden. Regime-
Hybride existieren nicht nur in Kolumbi-
en, sondern auch in El Salvador, Guatema-
la, Nikaragua, Indonesien, Ghana, Senegal,
auf den Philippinen. Jedoch – und das wiegt
vieles auf – nach autoritären Regimen
müsste heute weitaus länger als früher ge-
sucht werden, und in Lateinamerika würde
man (sieht man vom spezifischen Fall des
totalitären Kubas ab)  gar nicht mehr fün-
dig. Die „Grauzone“ zwischen Autori-
tarismus und Demokratie ist somit eigent-
lich ganz schön bunt, zumindest facetten-
reich.

Schlussfolgerung

Verwestlichung auf der Grundlage westli-
cher Modelle ist weder rundum gescheitert
noch rundum erfolgreich. Modernisierung
war, wie in den ostasiatischen „Tiger-
staaten“, ohne umfassende Verwestlichung
möglich, aber auch, wie in Costa Rica, mit
Verwestlichung. Auch die historische Ver-
gänglichkeit von Verwestlichung ist nicht
auszuschließen, denn die Gefahr, dass sich
im Zuge der Globalisierung auch der We-
sten „entwestlicht“, ist nicht zu leugnen. Die
Vorbildhaftigkeit westlicher Politik-Model-
le ist also relativ, das heißt weder grundsätz-
lich zu bestreiten noch uneingeschränkt
gültig. Sie differiert in den einzelnen Regi-
onen dieser Welt. In Lateinamerika ist sie
größer als etwa im arabischen Raum. Nicht
nur für den Süden bedeutet dies, dass we-
der die Kopie noch die Ignoranz westlicher
Modelle angesagt ist. Auch der Westen wird
unter den neuen Bedingungen von
Globalisierung seine Erfolgsgeschichte
nicht fortsetzen können, wenn er lediglich
sich selbst wiederholt und selbstverliebt in
den Anblick seines eigenen Spiegelbildes

verharrt. Der Westen wird jedoch seine For-
derung nach Verwestlichung der übrigen
Welt nicht bzw. höchstens dann zurückneh-
men, wenn gerade die Umsetzung dieser
Forderung – etwa wegen der Endlichkeit
von Ressourcen – seine eigene Position als
Westen untergraben würde. Grundsätzlich
ist auch von Vorbildern nicht alles zu über-
nehmen, sondern nur das für die eigene
Entwicklung Brauchbare herauszufiltern.
Gelernt wird schließlich auch nicht nur von
Vorbildern, sondern genauso und mögli-
cherweise vor allem aus der Differenz von
Entwicklungsbedingungen und Entwick-
lungserfordernissen, denn wie sonst könn-
ten die Vorbilder selbst lernen.

Noch sind im Süden die vollständigen
Demokratien der Sonderfall. Mehr scheint
ohne tiefgreifende Armutsminderung
durch marktwirtschaftliche Vergesellschaf-
tung nicht möglich. Gleichwohl verhindern
diese Defizite Demokratisierung nicht
gänzlich. Die Kraft einer Demokratisierung
ohne Entwicklung im Sinne von Armuts-
minderung reichte in der Regel bislang bis
zur „Grauzone“ – nicht mehr und nicht we-
niger. Das heißt nicht, dass der Süden dem
westlichen Maßstab nichts abgewinnen
könnte. Es heißt aber in jedem Fall, dass im
Süden Realität und Norm noch weit von-
einander entfernt sind, wenngleich sie sich
innerhalb der „Grauzone“ angenähert ha-
ben. Alles in allem ist es also nicht allein
das Problem, dass Entwicklungsländer an-
gesichts ihres Nachholdilemmas, das für alle
nicht-westlichen Modernisierungsbe-
strebungen nach den im Westen bereits er-
folgreichen industriellen und demokra-
tischen Revolutionen auftritt, nur auf
anderen Wegen zum selben Regime-Ergeb-
nis wie der Westen gelangen. Die Frage ist
auch, ob und unter welchen Bedingungen
sie dies überhaupt vermögen. Es scheint,
dass sie statt auf anderen Wegen zum selben
Resultat zu kommen, – zumindest vorerst
– auf anderen Wegen zu einem anderen Re-
sultat als der Westen gelangen: zu Regimen,
die in der „Grauzone“ zwischen Autori-
tarismus und Demokratie zu verorten sind
und darunter zu Regime-Hybriden.

Wie alle Modelle ist auch das westliche
Demokratiemodell einst als Entwurf ent-
standen. Ursprünglich dem Süden qua Vor-
macht nahegebracht, entwickelte es sich in
dem Maße zu dessen Vorbild, wie dieser es
– in unterschiedlichen Regionen in unter-
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schiedlichem Maße – als attraktiv empfand.
Die Attraktivität des westlichen Modells
ergab sich für den Süden allerdings nicht
aus der Demokratie allein, sondern aus de-
ren erwarteter Funktionstüchtigkeit für
Modernisierung und aus der Verknüpfung
von Demokratie mit Wohlstand. Eine sol-
che Verknüpfung steht für den Süden je-
doch in weiter Ferne. Soll und kann er des-
halb nun auf dieses Vorbild verzichten?
Mitnichten. Kann er es einfach kopieren?
Ebensowenig. Dem westlichen Modell
blindlings zu folgen, wäre schon deshalb
aussichtslos, weil das den Weg dorthin an-
gebende westliche „Navigationssystem“ den
Süden nicht erfasst, zumal auch die „Ziel-
angabe“ eine andere wäre – eben nicht Bo-
ston, USA, sondern Kandahar, Afghanistan,
oder Chichicastenango, Guatemala. Die
Herausforderung an den Süden ist an-
spruchsvoller: Statt darauf zu hoffen, dass
er sich durch den Einfluss von außen
„verwestlicht“, muss er dafür sorgen, dass
er selbstbestimmt – und zwar mit eigener
Kreativität – und mit seinen eigenen Bedin-
gungen gemäß das westliche Modell
„versüdlicht“, es also weder als Allheilmit-
tel überhöht noch dessen Anspruch mini-
mierend zurechtstutzt, sondern daraus das
für ihn Nützliche entnimmt und für seine
eigenen Belange anwendbar macht. Das
heißt, der Süden muss das Modell zu einem
Teil für seine Verhältnisse operatio-
nalisieren, zu einem zweiten Teil mit seinen
eigenen Entwürfen kombinieren, und er hat
zu einem dritten Teil völlig eigene Pfade zur
Verwirklichung dieses auf diese Weise kre-
ierten Modells zu finden. Gerade bei dieser
Anstrengung muss der Westen den Süden
unterstützen, und dies nicht nur aus ethi-

schen Erwägun-
gen, sondern weil
es in seinem eige-
nen Interesse ist.

Die Dichoto-
mie „Universalis-
mus versus Parti-
kularismus von
westlichen De-
mokratie- und
Demokratisie-
rungsmodellen“
ist nur heuri-
stisch nützlich: Nur wenn eingeräumt wird,
dass Partikularismen und Entwürfen im-
mer die Tendenz innewohnt, sich zum Vor-
bild zu universalisieren, als auch, dass es
einen von Partikularismen unbeschadeten
Universalismus nicht gibt, macht sie Sinn.

Insofern unterscheiden sich westliche De-
mokratie- bzw. Demokratisierungsmodelle
nicht vom Anspruch des „demokratischen
Friedens“, der besagt, dass Demokratien zu-
mindest untereinander keine Kriege führen.
Doch wenn dies bedeutet, dass Frieden
letztlich an – nach westlichem Modell zu
entwickelnde – Demokratien gebunden ist,
erhält sie einen doppelt universalistisch-
normativen Gültigkeitsanspruch: Denn
nicht nur Frieden ist vom Anspruch her
immer universell, auch dessen Grundlage,
das politische Regime einer Demokratie,
muss einem solchen Anspruch genügen.

Das Dilemma für den „demokratischen
Frieden“ ergibt sich daraus, dass der Pro-
zess zur Demokratie noch länger und
schwieriger ist und mehr Alternativität auf-
weist als der zum innerstaatlichen Frieden.
Demokratie ist normativ weitaus stärker
aufgeladen als der „negative“, lediglich als

Nichtkrieg gefasste Frieden. Wird nun die
Etablierung bereits dieses nur „negativen“
Friedens an eine vollständige Demokratie
gebunden, avanciert der so konzipierte „de-
mokratische Frieden“ zu einem besonders
ambitionierten Unternehmen. Eine vom
„demokratischen Frieden“ angeleitete, sich
auf die Existenz von Demokratien berufen-
de Friedensforschung muss jedoch die
Dilemmata, wie sie in der Demokratisie-
rung des Südens auftreten, ernst nehmen,
sonst riskiert sie, unwirksam zu sein, allein
schon deshalb, weil sie eine Vielzahl krie-
gerischer Feindseligkeiten nicht erklären
könnte.


